
der Ehe durchzusetzen und in einer Reihe von einzel­
nen Fragen die Neugestaltung des Ehe- und' Unterhalts­
rechts vorzubereiten, ist dem Obersten Gericht mit 
Hilfe der Kassationsrechtsprechung möglich gewesen. 
Ebenso hat die Kassationsrechtsprechung zur schnelle­
ren Überwindung der bei der Anwendung der Ehever- 
ordnung und der Eheverfahrensordnung auftretenden 
Schwierigkeiten wesentlich beitragen und den Erlaß 
der Richtlinien über die Ehescheidung nach § 8 der 
EheVO und über die Anwendung der Eheverfahrens­
ordnung (Richtlinien Nr. 9 und 10) vorbereiten können. 
Diese Kassationstätigkeit, deren positive Ergebnisse 
auch noch für einige andere Rechtsgebiete, nicht zuletzt 
für das Arbeitsrecht, dargestellt werden könnten, ist 
aber noch nicht in genügendem Maße auf Ergebnisse 
einer fortlaufenden, planmäßigen Kontrolle der Recht­
sprechung durch die zentralen Organe abgestellt. Die 
auf die Schwerpunkte unserer gesellschaftlichen und 
ökonomischen Entwicklung ausgerichtete planmäßige 
Kontrolle der Rechtsprechung zur eigentlichen Grund­
lage der Kassationsrechtsprechung des Obersten Ge­
richts zu machen, muß als eine vordringliche Verpflich­
tung der zentralen Justizorgane angesehen werden. Das 
setzt eine noch engere Zusammenarbeit voraus. Des­
halb stellt auch die erwähnte Entschließung der Richter 
des Obersten Gerichts für die Gestaltung der künftigen 
Arbeit die weitere Intensivierung der Zusammenarbeit 
des Obersten Gerichts mit dem Ministerium der Justiz 
und dem Generalstaatsanwalt an die Spitze der zu 
lösenden Aufgaben und schlägt die gemeinsame Fest­
legung der Schwerpunkte der Arbeitspläne auf der 
Grundlage der Beschlüsse von Partei und Regierung 
vor.

Gemeinsame Brigadeeinsätze, die gemeinsame Aus­
wertung der in den Bezirken über Schwerpunkte der 
Justizarbeit gefertigten Analysen und die nach zentralen 
Schwerpunkten vorgenommene Auswertung der Recht­
sprechung werden eine brauchbare Grundlage für die 
Verbesserung der Anleitung der Rechtsprechung sein.. 
Sicher gibt es noch mehr Möglichkeiten, um durch eine 
engere Verbindung zur Basis die örtlichen Probleme der 
gesellschaftlichen und ökonomischen Entwicklung ken­
nenzulernen. Das Ministerium der Justiz und der Gene­
ralstaatsanwalt haben im Gegensatz zum Obersten Ge­
richt durch die in den Bezirken und Kreisen operativ 
arbeitenden Kräfte in viel stärkerem Maße die Möglich­
keit, Schwerpunkte und Probleme unserer gesellschaft­
lichen Entwicklung auf der örtlichen Ebene schnell zu 
erkennen. Die Analysen, die das Oberste Gericht über 
die Rechtsprechung zu bestimmten Schwerpunkten an­
fertigt, so z. B. zum Recht des Volkseigentums im 
staatlichen Handel, die in bestimmten Zeitabständen 
nach einem Plan durchgeführt werden, haben einen 
beschränkten Nutzeffekt. Die Entscheidungssammlungen 
der Gerichte, die für solche Analysen herangezogen 
werden, und selbst die in unklaren Fällen beigezogenen 
Sachakten genügen vielfach nicht, um mehr als das fest­
zustellen, was zum Inhalt des gerichtlichen Verfahrens 
gemacht worden ist. Daß es aber um mehr geht, als um 
die richtige rechtliche Beurteilung und um die Fest­
stellung, was zwischen den beiden Prozeßparteien rech­
tens ist, das kann bei diesen Analysen nur in unzu­
reichendem Maße beachtet werden. Wenn R e n n e ­
b e r g  an den Analysen der Rechtsprechung in Straf­
sachen kritisiert1, daß die Parteilichkeit der Strafrechts­
praxis an der bloßen Abfassung der Urteile nicht ge­
messen werden kann, sondern letztlich nur daran, ob 
und in welchem Maße diese Praxis im ganzen oder im 
Einzelfall bewußt und tatsächlich zur Verwirklichung 
der gestellten Aufgaben im gegebenen Bereich bei­
getragen hat, dann gilt das in gleichem Maße für die 
Tätigkeit der Gerichte im Zivilrecht.

Daraus ist für die gemeinsam von den drei zentralen 
Justizorganen zu lösende Aufgabe abzuleiten, daß 
solche Analysen, auf die natürlich nicht verzichtet wer­
den soll, inhaltlich so ausgestaltet werden, daß sie die 
notwendigen Erkenntnisse ermöglichen. Dabei ist die in­
haltliche Verbindung solcher Analysen mit der Kon­
trolle der operativen Organe anzustreben. In dem Zu­
sammenhang muß darauf hingewiesen werden, daß es 
zu den Pflichten jedes Richters und insbesondere des

1 Benneberg, Das Strafrecht auf den Boden der Dialektik 
stellen!, Staat und Recht 1959, Heft 7, S. 839.

Direktors jedes Gerichts gehört, durch die laufende 
selbstkritische Einschätzung der eigenen Arbeit die Be­
mühungen der zentralen Organe um die Erreichung des 
großen gemeinsamen Zieles zu unterstützen und grund­
sätzliche Bedenken gegen eine eigene Entscheidung, die 
nicht in kollektiver Beratung endgültig geklärt werden 
können, durch die Vorlage der Entscheidung zur Prü­
fung ihrer Kassationsbedürftigkeit zu klären. Diese für 
ein sozialistisches Gericht selbstverständliche Pflicht 
wird noch nicht in genügendem Maße beachtet.

Bei der Forderung nach einer intensiveren und auf 
Schwerpunkte ausgerichteten Kontrolle der Recht­
sprechung für die Entwicklung einer sozialistischen 
Kassationspraxis darf aber nicht übersehen werden, 
daß auch durch, die Beschwerden der Bevölkerung 
wesentliche Hinweise auf falsche Entscheidungen zur 
Kenntnis der antragsberechtigten Dienststellen kom­
men, und der Schutz der individuellen Rechte der Bür­
ger ist eine für die Entwicklung des Rechtsbewußtseins 
der Menschen so wichtige Aufgabe der sozialistischen 
Gerichte, daß keine Vernachlässigung in dieser Rich­
tung hingenommen werden darf. Der Staat der Arbei­
ter und Bauern schützt auch die persönlichen Interessen 
seiner Bürger als seine Interessen. Gleichwohl darf sich 
in der Praxis der Gerichte nicht das Verhältnis dahin 
verschieben, daß der Schutz der gesellschaftlichen und 
damit für eine Vielzahl von Einzelnen geltenden Inter­
essen hinter dem der persönlichen Interessen des ein­
zelnen Bürgers zurücktritt. Es wäre eine Verkennung 
des Wesens der Kassation und auch eine Verletzung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit, wenn man das spe­
zielle, aber immer nur auf Ausnahmefälle beschränkte 
Mittel unserer Staatsgewalt, im Interesse der Wahrung 
und Vertiefung der sozialistischen Gesetzlichkeit rechts­
kräftige gerichtliche Entscheidungen zu beseitigen, die 
auf einer Rechtsverletzung beruhen oder im Strafaus- 
spruch gröblich unrichtig sind, zum zweiten Rechts­
mittel der Prozeßbeteiligten machen würde. Diese Not­
wendigkeit der Beschränkung wird leider noch nicht 
von allen Anwälten in genügendem Maße beachtet; 
die Kassation wird oft als ein kostenloses Rechtsmittel 
angesehen.

Die Zahl der Kassationsanregungen gegen zivilrecht­
liche Entscheidungen überwiegt bei weitem die Zahl 
der Kassationsanregungen gegen Strafurteile. Auch 
wenn man den zahlenmäßigen Unterschied der Zivil­
sachen gegenüber Strafsachen bei den Gerichten be­
rücksichtigt, wirft das die für die sozialistische Ge­
richtspraxis bedeutsame Frage auf, ob das auf einen 
so wesentlichen Qualitätsunterschied in der Arbeit der 
Straf- und Zivilgerichte und nicht genügende Anleitung 
der Zivilrechtsprechung durch die zentralen Organe 
zurückzuführen ist. Die Tatsache, daß der Staatsanwalt 
im Strafverfahren das eigene Rechtsmittel gegen falsche 
Entscheidungen hat, während er sich im Zivilverfahren 
nur auf die Möglichkeit einer Teilnahme an der Ver­
handlung beschränken muß, mag eine Erklärung sein, 
wobei zu bedenken ist, daß heute schon die gesell­
schaftliche Entwicklung in einem neuen Zivilprozeß das 
selbständige Klagerecht und Rechtsmittelrecht des 
Staatsanwalts verlangt. Im Zivilrecht ist die Gefahr 
des Rechtspositivismus, aber auch des Rechtsformalis­
mus und des unbewußten Verharrens in bürgerlicher 
Rechtsideologie in stärkerem Maße als im Strafrecht 
gegeben. Die Ergebnisse der ersten und zweiten Babels­
berger Konferenz vom April 1958 und Februar 1959 
sollten allen Zivilrichtem deutlich gemacht haben, wie 
notwendig es ist, sich dieser Gefahr ständig bewußt 
zu sein. Aber noch ist die Zahl der in dieser Richtung 
fehlerhaften Entscheidungen verhältnismäßig groß. 
Auch das Oberste Gericht erliegt trotz seiner ernst­
lichen Bemühungen noch gelegentlich der Gefahr, Ge­
setze ohne genügende Berücksichtigung unserer gesell­
schaftlichen Entwicklung anzuwenden. Dieser Mangel 
muß von allen Gerichten in kürzester Zeit überwunden 
werden, und er kann nur überwunden werden, wenn 
die vom V. Parteitag der SED und der 4. Tagung des 
ZK erhobene Forderung beachtet wird, daß die noch 
bestehende Isolierung der Rechtsprechung von den 
politischen Aufgaben überwunden und eine wesentlich 
engere Zusammenarbeit der Gerichte mit den staat­
lichen Organen und gesellschaftlichen Organisationen 
erreicht werd.en muß, damit die Zivilrechtsprechung 
keine ausschließliche Angelegenheit von Prozeßparteien
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